
   Inhalt 
 

Neues aus der Gesetzgebung & Finanzverwaltung 
 
BMF: Steuerliche Behandlung von Reisekosten und Reisekostenvergütungen bei betrieblich 
und beruflich veranlassten Auslandsreisen ab 1. Januar 2023 
GlE zur Gewährung der erweiterten Kürzung nach § 9 Nummer 1 Satz 2 ff. GewStG in den 
Fällen einer Betriebsaufspaltung   
Finanzausschuss des Bundestages: Jahressteuergesetz mit zahlreichen Änderungen 
beschlossen 
 
Aktuelle Rechtsprechung 
 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 01. Dezember 2022 
Weitere Veröffentlichungen vom Tage 
DBA-Schweiz: Grenzgänger bei 24-Stunden-Diensten und geringfügiger Beschäftigung  
Keine ernstlichen Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Höhe der Säumniszuschläge  
 
Terminplaner 
 
Noch Fragen? 

  

steuern + recht aktuell 
Ausgabe 48 

01. Dezember 2022 

  Wichtige Änderungen in Recht und Gesetz 



2 

Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Steuerliche Behandlung von Reisekosten und 
Reisekostenvergütungen bei betrieblich und beruflich veranlassten 
Auslandsreisen ab 1. Januar 2023 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 25. November 2022 ein 
Schreiben zur steuerlichen Behandlung von Reisekosten und 
Reisekostenvergütungen bei betrieblich und beruflich veranlassten 
Auslandsreisen ab 1. Januar 2023 veröffentlicht. 

Aufgrund des § 9 Absatz 4a Satz 5 ff. Einkommensteuergesetz (EStG) hat das 
BMF im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder die 
Übersicht über die ausgewiesenen Pauschbeträge für 
Verpflegungsmehraufwendungen und Übernachtungskosten für beruflich und 
betrieblich veranlasste Auslandsdienstreisen ab 1. Januar 2023 bekannt gemacht. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 23. November 2022, IV C 5 - S 2353/19/10010 :004. 

 

GlE zur Gewährung der erweiterten Kürzung nach § 9 Nummer 1 Satz 2 ff. 
GewStG in den Fällen einer Betriebsaufspaltung 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 24. November 2022 die 
gleich lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder zu 
Billigkeitsmaßnahmen im Zusammenhang mit den Auswirkungen des BFH-Urteils 
vom 16. September 2021, IV R 7/18 zur Gewährung der erweiterten Kürzung 
nach § 9 Nummer 1 Satz 2 ff. Gewerbesteuergesetz (GewStG) in den Fällen einer 
Betriebsaufspaltung veröffentlicht. 

Der BFH hat mit Urteil vom 16. September 2021 – IV R 7/18 (siehe 
unseren Blogbeitrag) entgegen der bisherigen Verwaltungsauffassung und 
Rechtsprechung entschieden, dass auch eine Beteiligung der an der 
Betriebsgesellschaft beteiligten Gesellschafter an einer 
BesitzPersonengesellschaft, die lediglich mittelbar über eine Kapitalgesellschaft 
besteht, bei der Beurteilung einer personellen Verflechtung als eine der 
Voraussetzungen einer Betriebsaufspaltung zu berücksichtigen ist. 

Bei einer Beteiligung an einer Besitz-Personengesellschaft, die ausschließlich 
mittelbar über eine Kapitalgesellschaft besteht, wurde bislang wegen des 
sogenannten Durchgriffsverbots weder die Beteiligung an der 
Betriebsgesellschaft noch eine damit verbundene Beherrschungsfunktion der 
Besitzgesellschaft zugerechnet. 

Aus Vertrauensschutzgründen ist eine solche Beteiligung bei der Beurteilung 
einer personellen Verflechtung als eine der Voraussetzungen einer 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2022-11-23-steuerliche-behandlung-reisekosten-reisekostenverguetungen-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228883/beherrschungsidentitaet-bei-mittelbarer-beteiligung-ueber-eine-kapitalgesellschaft-an-einer-besitz-personengesellschaft/
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Betriebsaufspaltung erst ab dem Veranlagungszeitraum 2024 zu berücksichtigen 
(BMF-Schreiben vom 21. November 2022, siehe unseren Blogbeitrag), mit der 
Folge, dass die Änderung der BFH-Rechtsprechung in diesen Fällen bis 
einschließlich des Erhebungszeitraums 2023 keinen Verlust der erweiterten 
Kürzung für Grundstücksunternehmen nach § 9 Nr. 1 Satz 2 ff. GewStG 
begründet. 

Die Rechtsprechung des BFH zur fehlenden personellen Verflechtung zwischen 
Schwester-Kapitalgesellschaften (BFH vom 1. August 1979 - I R 111/78, BStBl II 
1980 S. 77) ist weiterhin anzuwenden. 

Fundstelle 

Gleich lautende Erlasse vom 22. November 2022. 

 

Finanzausschuss des Bundestages: Jahressteuergesetz mit zahlreichen 
Änderungen beschlossen 

Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 30. November 2022 mit dem 
Jahressteuergesetz eine Fülle von steuerlichen Veränderungen sowie eine 
Übergewinnsteuer für Energieunternehmen beschlossen. 

Dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf (20/3879, 20/4229) 
stimmten die Koalitionsfraktionen zu. 

Zu den wesentlichen Punkten des Gesetzes zählt die Schaffung eines direkten 
Auszahlungsweges für öffentliche Leistungen unter Nutzung der steuerlichen 
Identifikationsnummer. Dadurch soll die Auszahlung bestimmter zukünftiger 
Leistungen des Bundes wie zum Beispiel Nothilfen oder Klimagelder erleichtert 
werden. Zudem sieht der Gesetzentwurf vor, das kleine Photovoltaikanlage 
steuerfrei betrieben werden können. Die Regelung gilt bereits ab diesem Jahr. 
Ursprünglich sollte sie ab 2023 gelten. 

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sollen - soweit der Mittelpunkt 
der Tätigkeit im Arbeitszimmer liegt - auch dann abziehbar sein, wenn für die 
betriebliche oder berufliche Tätigkeit ein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. 
Zur Erleichterung soll in diesen Fällen auch die Wahl eines pauschalen Abzugs in 
Höhe von 1.260 Euro im Jahr möglich sein. Damit soll sichergestellt werden, dass 
Steuerpflichtige nicht schlechter gestellt werden als solche, die nur die 
Homeoffice-Pauschale abziehen. 
Die Homeoffice-Pauschale wird entfristet und auf sechs Euro pro Tag angehoben. 
Sie kann für bis zu 210 Tage in Anspruch genommen werden können. Auch der 
Sparer-Pauschbetrag wird von derzeit 801 Euro auf 1.000 Euro für Alleinstehende 
und von 1.602 auf 2.000 Euro für Ehegatten beziehungsweise Lebenspartner 
erhöht. Der Arbeitnehmerpauschbetrag steigt von 1.200 auf 1.230 Euro. Der 
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wird ab Januar 2023 um 252 Euro 
angehoben. 

Bei der Altersvorsorge soll der vollständige Sonderausgabenabzug für 
Altersvorsorgeaufwendungen ab 2023 vollzogen werden. Bisher waren für 2023 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/234596/bmf-beherrschungsidentitaet-bei-mittelbarer-beteiligung-ueber-eine-kapitalgesellschaft-an-einer-besitz-personengesellschaft/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Gewerbesteuer/2022-11-22-gleich-lautende-erlasse-der-obersten-finanzbehoerden-der-laender-zu-billigkeitsmassnahmen-im-zusammenhang-mit-den-auswirkungen-des-BFH-urteils-betriebsaufspaltung-anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://dserver.bundestag.de/btd/20/038/2003879.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/042/2004229.pdf
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96 Prozent und 98 Prozent für 2024 vorgesehen. Damit soll eine doppelte 
Besteuerung vermieden werden. Der Grundrentenzuschlag soll rückwirkend zum 
1. Januar 2021 steuerfrei gestellt werden. Der Ausbildungsfreibetrag für 
volljährige Kinder, die sich in Berufsausbildung befinden und auswärts 
untergebracht sind, steigt von 924 Euro auf 1.200 Euro pro Kalenderjahr. 

Der lineare AfA-Satz zur Abschreibung von Wohngebäuden soll von zwei auf drei 
Prozent angehoben werden. Die Regelung tritt bereits zum Jahresanfang 2023 in 
Kraft und damit sechs Monate früher als zunächst vorgesehen. Auch für den 
Mietwohnungsbau wurden bessere Abschreibungsmöglichkeiten beschlossen. 

Außerdem enthält der Entwurf Regelungen zur Steuerpflicht der 
Energiepreispauschale für Rentner und Versorgungsbezieher. Dadurch werden in 
diesem Jahr Mehreinnahmen von 520 Millionen Euro erwartet. Steuerpflichtig 
werden soll auch die Gas-/Wärmepreisbremse (Dezemberhilfe). Vorgesehen ist 
hier ein sozialer Ausgleich, so dass sich nur bei Steuerpflichtigen, die den 
Solidaritätszuschlag zahlen müssen, das zu versteuernde Einkommen um die 
Entlastungen durch die Gaspreisbremse erhöhen soll. 

Die EU-Verordnung zur Einführung eines Energiekrisenbeitrags wird ebenfalls mit 
dem Jahressteuergesetz umgesetzt. Vorgesehen ist, dass in den 
Wirtschaftsjahren 2022 und 2023 (bei abweichenden Wirtschaftsjahren in den 
Jahren 2022/23 und 2023/24) entstandene Gewinne von Unternehmen der Erdöl-, 
Erdgas-, Kohle- und Raffineriewirtschaft, die im Vergleich zu den Vorjahren (2018 
bis 2021) den Durchschnittsgewinn um 20 Prozent übersteigen, besteuert 
werden. Der Steuersatz soll 33 Prozent betragen. Die zusätzlichen 
Steuereinnahmen sollen zwischen einer und drei Milliarden Euro betragen und 
zur Finanzierung der Strompreisbremse beitragen. 

Fundstelle 

Heute im Bundestag (hib) 706/2022. 

  

https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-924256
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 01. Dezember 2022 

 
 
Welches Unternehmen "herrschendes Unternehmen" und welche 
Gesellschaft "abhängige Gesellschaft" i.S. des § 6a GrEStG ist, 
richtet sich nach dem jeweiligen Umwandlungsvorgang, für den die 
Steuer nach § 6a Satz 1 GrEStG nicht erhoben werden soll. 
Unerheblich ist, ob bei mehrstufigen Beteiligungen das 
herrschende Unternehmen selbst von einem oder weiteren 
Unternehmen abhängig ist. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 058/22. 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der im Aussetzungsverfahren nach § 69 Abs. 3 FGO 
gebotenen summarischen Prüfung bestehen ernstliche 
verfassungsrechtliche Zweifel an der Höhe der Säumniszuschläge 
nach § 240 Abs. 1 Satz 1 AO, soweit diese nach dem 31.12.2018 
entstanden sind (Anschluss an BFH-Beschlüsse vom 23.05.2022 - 
V B 4/22 (AdV), zur amtlichen Veröffentlichung vorgesehen, und 
vom 31.08.2021 - VII B 69/21 (AdV), n.v.). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
Veräußert eine erschließungspflichtige Gemeinde ein Grundstück 
und übernimmt der Erwerber dabei die vertragliche Verpflichtung, 
für die zukünftige Erschließung des Grundstücks einen bestimmten 
Betrag zu zahlen, ist Gegenstand des Erwerbsvorgangs 
regelmäßig nur das unerschlossene Grundstück (Fortsetzung des 
BFH-Urteils vom 15.03.2001 - II R 39/99). 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 057/22 und das 
teilweise inhaltsgleiche Urteil II R 31/20 vom 28. September 2022. 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil II R 13/20: 
Bestimmung des 
herrschenden 
Unternehmens i.S. des 
§ 6a GrEStG bei 
mehrstufigen 
Beteiligungen 
 
 
 
 
28. September 2022 
 

Beschluss VIII B 64/22 
(AdV): Aussetzung der 
Vollziehung eines 
Abrechnungs-
bescheids über 
Säumniszuschläge 
 
 
 
 
 
11. November 2022 
 

 

 
Urteil II R 32/20: 
Bemessungsgrundlag
e der Grunderwerb-
steuer bei Grund-
stückskauf von 
erschließungs-
pflichtiger Gemeinde 
 
 
 
28. September 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210222/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/bestimmung-des-herrschenden-unternehmens-is-des-6a-grestg-bei-mehrstufigen-beteiligungen/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210227/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210223/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/grunderwerbsteuer-bei-erwerb-gemeindeeigener-grundstuecke/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202250200/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil III R 37/21: Kindergeldanspruch; Wegfall der Arbeitsuchendmeldung 
i.S. des § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG 
22. September 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil VIII R 6/19: Zurechnung des Mehrgewinns aus der Korrektur eines 
unrechtmäßigen Betriebsausgabenabzugs 
28. September 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 29/20: Jahr des Rentenbeginns bei aufgeschobener Altersrente 
31. August 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 46/20: Unterbrechung der Verjährung - Pfändung im 
Arrestverfahren - schriftliche Geltendmachung des Haftungsanspruchs 
23. August 2022 
Zum Urteil 
 
Beschluss XI R 32/21 (XI R 6/19): Umsatzsteuerfreiheit von 
Supervisionsleistungen 
22. Juni 2022 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

DBA-Schweiz: Grenzgänger bei 24-Stunden-Diensten und geringfügiger 
Beschäftigung 
Der Grenzgängerbegriff im DBA-Schweiz ist unabhängig von örtlichen 
Voraussetzungen oder Grenzzonen definiert und setzt keine Mindestanzahl an 
Grenzüberquerungen pro Woche oder Monat voraus. In zwei Urteilen ist der 
Bundesfinanzhof auch der Frage nachgegangen, ob eine Rückkehr an den 
Wohnort aufgrund der großen Entfernung zwischen Wohn- und Arbeitsort 
zumutbar ist. 
Sachverhalt 
Der Kläger war als Honorararzt in einer Klinik in Deutschland tätig. Darüber 
hinaus erzielte er aus einer Vertretungstätigkeit in einer Klinik in der Schweiz vom 
24.08.2014 bis 14.09.2014, vom 28.09.2014 bis 05.10.2014 und vom 02.11.2014 
bis 05.11.2014 Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit. Der Kläger wies in seiner 
Einkommensteuer-Erklärung für 2014 darauf hin, dass die Versteuerung in der 
Schweiz erfolgt sei und reichte eine Bestätigung des Spitals beim Finanzamt ein. 
Dieses erfasste die Einkünfte aus der Vertretungstätigkeit in der Schweiz als 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit.  
Der Einspruch des Klägers blieb erfolglos. Der Kläger hatte argumentiert, dass 
eine tägliche Heimfahrt aufgrund der Entfernung von mehr als 200 km vom 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210224/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210226/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210228/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210225/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210229/
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Tätigkeitsort zum Wohnort und der 24-Stunden-Dienste während der befristeten 
Arbeitseinsätze nicht möglich gewesen sei. Aus diesem Grund habe der 
Arbeitgeber in der Schweiz auch die ordentliche Quellensteuer zum Abzug 
gebracht. Das Besteuerungsrecht verbleibe deshalb in der Schweiz.  
Das Finanzgericht München hatte der Klage stattgegeben und unterwarf die 
streitigen Einkünfte lediglich dem Progressionsvorbehalt. 
Entscheidung des BFH 
Die Revision des Finanzamts ist begründet und führt zur Aufhebung des Urteils 
des Finanzgerichts. Der Kläger war Grenzgänger i.S. des Art. 15a DBA-Schweiz. 
Das Fazit des BFH: Auf Grundlage der Feststellungen des Finanzgerichts erfüllt 
der Kläger die Voraussetzungen eines Grenzgängers i.S. des DBA-Schweiz, da 
er regelmäßig an seinen Wohnort zurückgekehrt ist. Im Streitjahr ist es zu drei 
mehrtägigen Arbeitseinsätzen in der Schweiz gekommen, die nach Nr. II.1. des 
Verhandlungsprotokolls wegen durchgängiger 24-Stunden-Bereitschaftsdienste 
jeweils als Einheit zu betrachten sind und an deren Ende der Kläger jeweils an 
seinen Wohnort in Deutschland zurückgekehrt ist. Es liegt kein einziger 
Nichtrückkehrtag vor, der zu einer Anwendung des Art. 15a Abs. 2 Satz 2 DBA-
Schweiz (für den Grenzgängerbegriff schädliche Nichtrückkehrtage) führen 
könnte. Zur Vermeidung der Doppelbesteuerung ist die in der Schweiz erhobene 
Quellensteuer in Höhe von 4,5 % auf die inländische Einkommensteuer 
anzurechnen. Dazu führt der BFH weiter aus: 
Rechtsfehlerhaft war die Schlussfolgerung des Finanzgerichts, die 
Voraussetzungen des Grenzgängerbegriffs seien schon wegen der großen 
Entfernung zwischen Wohn- und Arbeitsort und der daraus folgenden 
Unzumutbarkeit einer Rückkehr nicht erfüllt. Denn dieser Begriff ist unabhängig 
von örtlichen Voraussetzungen oder Grenzzonen definiert. 
Darüber hinaus ist das Finanzgericht nach Dafürhalten des BFH ebenfalls zu 
Unrecht davon ausgegangen, dass die einzelnen Tage der Tätigkeit des Klägers 
in der Schweiz getrennt zu betrachten sind und dadurch die zulässige Anzahl 
schädlicher Nichtrückkehrtage überschritten wird. Vielmehr sind die drei 
mehrtägigen Arbeitseinsätze in der Schweiz aufgrund der lückenlosen 
Verbindung über 24-Stunden-Bereitschaftsdienste jeweils als Einheit zu 
betrachten. Da der Kläger am Ende jeder dieser "Arbeitseinheiten" jeweils an 
seinen Wohnort zurückgekehrt ist, liegt im Streitfall kein einziger Nichtrückkehrtag 
vor. 
Dass der Kläger ausschließlich in dem Streitjahr und nur an insgesamt 31 Tagen 
in der Schweiz gearbeitet hat ist, im Gegensatz zur Sichtweise des 
Finanzgerichts, nicht von Relevanz. Der in Artikel 15a Abs. 2 DBA-Schweiz 
verwendete Begriff "regelmäßig" („… und von dort regelmäßig an ihren Wohnsitz 
zurückkehrt“) setzt keine Mindestanzahl an Grenzüberquerungen pro Woche oder 
Monat voraus. 
Die Regelung des § 7 der Verordnung zur Umsetzung von 
Konsultationsvereinbarungen zwischen Deutschland und der Schweiz 
(KonsVerCHEV), wonach bei geringfügigen Arbeitsverhältnissen eine 
regelmäßige Rückkehr ausscheidet, wenn sich der Arbeitnehmer nicht 
mindestens an einem Tag pro Woche oder fünf Tagen pro Monat von seinem 
Wohnsitz an seinen Arbeitsort und zurück begibt, steht dem nicht entgegen. Denn 
diese Regelung verstoße gegen den Grundsatz des Vorrangs des Gesetzes (Art. 
20 Abs. 3 GG) und ist daher zu verwerfen, so der BFH abschließend. 
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Fundstelle 
BFH- Urteil vom 1. Juni 2022 (I R 32/19), veröffentlicht am 24. November 2022, 
siehe auch das teilweise inhaltsgleiche Urteil vom 28. Juni 2022 (I R 24/21). 
 
Keine ernstlichen Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Höhe der 
Säumniszuschläge 
Bei summarischer Prüfung bestehen keine ernstlichen Zweifel an der 
Verfassungsmäßigkeit der gesetzlich festgelegten Höhe der Säumniszuschläge 
(entgegen BFH-Beschlüsse vom 31.08.2021 - VII B 69/21 (AdV), und vom 
23.05.2022 - V B 4/22 (AdV)). Dies hat der Sechste Senat des Bundesfinanzhofs 
(BFH) in einem aktuellen AdV-Verfahren entschieden. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten im Hinblick auf den Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) zu § 233a der Abgabenordnung (AO) i.V.m. 
§ 238 AO vom 08. Juli 2021 in den Verfahren 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17 
betreffend die Vollverzinsung in fixer Höhe von 0,5 % pro Monat (BVerfGE 158, 
282, BGBl I 2021, 4303) über die Verfassungsmäßigkeit von Säumniszuschlägen. 
Das Finanzgericht Münster stellte in seinem Beschluss fest, die 
Verfassungsmäßigkeit der gesetzlich festgelegten Höhe der Säumniszuschläge 
wegen des darin enthaltenen Zinsanteils, soweit sie -wie hier- nach dem 31. 
Dezember 2018 entstanden seien, erscheine ernstlich zweifelhaft. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Beschwerde stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Der Sechste Senat hat keine ernstlichen Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der 
gesetzlich festgelegten Höhe der Säumniszuschläge. Solche Zweifel ergeben sich 
insbesondere nicht aus dem BVerfG-Beschluss in BVerfGE 158, 282, BGBl I 
2021, 4303. 
Die nach § 233a AO geregelte Vollverzinsung soll stark typisierend objektive Zins- 
und Liquiditätsvorteile erfassen, die dadurch entstehen, dass zwischen 
Entstehung des Steueranspruchs und seiner Fälligkeit nach Festsetzung ein 
Zeitraum von mehreren Jahren liegen kann. Nachzahlungszinsen sind 
dementsprechend -anders als etwa ein Verspätungszuschlag- weder Sanktion 
noch Druckmittel (vgl. insoweit BTDrucks 8/1410, S. 4; BTDrucks 19/20836, S. 5), 
sondern ein Ausgleich für die Kapitalnutzung (vgl. BTDrucks 8/1410, S. 4; 
BRDrucks 324/18, S. 2). Die Vollverzinsung hat keine zusätzliche 
Lenkungsfunktion dahingehend, die Steuerpflichtigen dazu anzuhalten, ihre 
Steuererklärungen frühzeitig abzugeben oder etwaige Vorauszahlungen 
angemessen anzusetzen (vgl. BVerfG-Beschluss in BVerfGE 158, 282, BGBl I 
2021, 4303, Rz 126). 
Säumniszuschläge sind demgegenüber ein Druckmittel eigener Art, das den 
Steuerschuldner zur rechtzeitigen Zahlung anhalten soll. Darüber hinaus verfolgt 
§ 240 AO den Zweck, vom Steuerpflichtigen eine Gegenleistung für das 
Hinausschieben der Zahlung fälliger Steuern zu erhalten. Durch 
Säumniszuschläge werden schließlich auch die Verwaltungsaufwendungen 
abgegolten, die bei den verwaltenden Körperschaften dadurch entstehen, dass 
Steuerpflichtige eine fällige Steuer nicht oder nicht fristgerecht zahlen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210216/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210217/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

§ 233a AO und § 240 AO regeln folglich unterschiedliche Sachverhalte. Aufgrund 
der wesentlichen Unterschiede von Nachzahlungszinsen und Säumniszuschlägen 
kann die Entscheidung des BVerfG in BVerfGE 158, 282, BGBl I 2021, 4303 zur 
Vollverzinsung auf § 240 AO auch nicht allein wegen eines gedachten Zinsanteils 
der Säumniszuschläge übertragen werden. 
Der Senat vermag angesichts der aufgezeigten Unterschiede zwischen 
Säumniszuschlägen gemäß § 240 AO und Zinsen nach § 233a AO keine 
verfassungswidrige Ungleichbehandlung von säumigen und nicht säumigen 
Steuerschuldnern durch die gesetzlich festgelegte Höhe der Säumniszuschläge 
zu erkennen. Die in § 240 AO angelegte unterschiedliche Behandlung der beiden 
Vergleichsgruppen ist bereits durch die vom Steuerschuldner veranlasste 
Säumnis gerechtfertigt. Ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) 
ist daher insoweit nicht zu beklagen. 
Gleiches gilt im Hinblick auf die gesetzlich festgelegte Höhe der 
Säumniszuschläge. Die dahingehende Typisierung obliegt der grundsätzlichen 
Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers. Sie ist erst dann nicht mehr zu 
rechtfertigen, wenn die Höhe der Säumniszuschläge unter veränderten 
tatsächlichen Bedingungen oder angesichts einer veränderten Erkenntnislage 
weder durch die maßstabsbildend zugrunde gelegten noch durch sonstige 
geeignete Kriterien getragen ist. Einen solchen Rechtfertigungsmangel sieht der 
beschließende Senat -auch unter Berücksichtigung des seit 2014 währenden 
strukturellen Niedrigzinsniveaus- nicht. 
Auch unionsrechtliche Grundsätze (Äquivalenz-, Effizienz-, Verhältnismäßigkeits- 
und Neutralitätsprinzip) führen -jedenfalls bei der im Eilverfahren gebotenen 
summarischen Prüfung- nicht zu ernstlichen Zweifeln an der Rechtmäßigkeit der 
gesetzlich festgelegten Höhe der Säumniszuschläge zur Umsatzsteuer. Der 
Senat verweist zur Begründung auf den zur amtlichen Veröffentlichung 
bestimmten BFH-Beschluss vom 23. Mai 2022 - V B 4/22 (AdV), Rz 33 ff. (siehe 
unseren Blogbeitrag), dem er sich insoweit inhaltlich uneingeschränkt anschließt. 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 28. Oktober 2022 (VI B 15/22 (AdV)), veröffentlicht am 24. 
November 2022; siehe auch die teilweise inhaltsgleichen Beschlüsse VI B 27/22 
(AdV), VI B 31/22 (AdV), VI B 35/22 (AdV), VI B 38/22 (AdV) und VI B 48/22 
(AdV) vom selben Tage. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/232932/ernstliche-zweifel-an-der-hoehe-der-saeumniszuschlaege/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210219/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
Das Stechuhr-Urteil – Chancen und 
Risiken der Arbeitszeiterfassung 
Webcast, 06.12. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/BAG
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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